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132. Bekanntmachung der Richtlinie der Gemeinde Büddenstedt für die Aufnahme von 

Krediten und zur Umschuldung von Krediten vom 13.07.11 

 

§ 1 

Anwendungsbereich 

 

Diese Richtlinie gilt für die Aufnahme von Krediten für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen sowie für die Umschuldung von Krediten (§ 92 Abs. 1 

NGO /ab 01.11.11 § 120 Abs. 1 NKomVG). Die Aufnahme von Liquiditätskrediten (§ 94 

NGO /ab 01.11.11 § 122 NKomVG) bleibt unberührt. 

 

 

I. Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 

 

§ 2 

Definition 

 

Kredite im Sinne dieses Abschnitts sind das unter der Verpflichtung zur Rückzahlung von 

Dritten oder von Sondervermögen mit Sonderrechnung aufgenommene Geldkapital als 

endgültiges Deckungsmittel (§ 59 Nr. 32 GemHKVO) zur Finanzierung von Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen. 

 

 

§ 3 

Kreditaufnahme 

 

(1) Nach den Grundsätzen der Finanzmittelbeschaffung ist die Aufnahme von  

Krediten nur zulässig, wenn eine andere Finanzierung nicht möglich ist oder  

wirtschaftlich unzweckmäßig wäre (§ 83 Abs. 3 NGO /ab 01.11.11  

§ 111 Abs. 6 NKomVG). 

 

(2) Die Aufnahme von Krediten ist nur im Rahmen des in der Haushaltssatzung 

vom Gemeinderat beschlossenen und von der Kommunalaufsicht genehmigten 

Gesamtbetrages zulässig. Dies gilt auch für einen im Rahmen einer 

Nachtragshaushaltssatzung geänderten oder bestätigten Gesamtbetrag. Daneben ist 

eine Kreditaufnahme auch in den Fällen des § 88 Abs. 2 NGO/ ab 01.11.11  

§ 116 Abs. 2 NKomVG oder noch bestehender Ermächtigungen aus Vorjahren 

nach § 92 Abs. 3 NGO/ ab 01.11.11 § 120 Abs. 3 NKomVG) zulässig. 

 

(3) Es sind mehrere Kreditangebote einzuholen. Vor der Annahme eines 

marktüblichen Angebots ist zu prüfen, welches das wirtschaftlichste Angebot ist. 

 

(4) Die Laufzeit der Kredite sollte mit Blick auf eine Refinanzierung aus 

Abschreibungen unter Berücksichtigung der Lebensdauer der Investitionen 

gewählt werden, soweit dies im Rahmen der Gesamtdeckung möglich ist. 
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§ 4 

Ergänzende Anforderungen an Kreditverträge 

 

(1) Der Gemeinde Büddenstedt müssen als Schuldnerin in den Kreditverträgen   

mindestens die gleichen Kündigungsrechte wie dem Kreditgeber zustehen. In 

der Regel sollen Kündigungsrechte auf den Fall des vertragswidrigen Verhaltens 

und auf fest terminierte Zinsanpassungen beschränkt werden. 

 

(2) Ein Recht des Kreditgläubigers , die Forderung an einen anderen abzutreten, darf  

nur mit Zustimmung der Gemeinde Büddenstedt erfolgen. 

 

 

§ 5 

Kreditsicherungsverbot 

 

Für die Aufnahme von Krediten dürfen keine Sicherheiten bestellt werden. Ausnahmen 

bedürfen einer Ermächtigung durch den Gemeinderat. Die Bestellung von Sicherheiten bedarf 

der Zulassung durch die Kommunalaufsichtsbehörde (§ 92 Abs. 7 NGO /ab 01.11.11 § 120 

Abs. 7 NKomVG). 

 

 

      § 6 

           Fremdwährungskredite 

 

Fremdwährungskredite dürfen nicht aufgenommen werden. Ausnahmen bedürfen einer 

Ermächtigung durch den Gemeinderat. 

 

 

§ 7 

Unterrichtung 

 

Der Verwaltungsausschuss ist über aufgenommene Kredite für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen umfassend zu unterrichten. Hierbei sind die vereinbarten 

Konditionen anzugeben, insbesondere Zinssatz, Zinsbindungsfrist, Tilgung, Auszahlungskurs 

sowie die voraussichtliche Laufzeit. 

 

 

II. Kredite für Umschuldung 

 

 

§ 8 

Definition 

 

Eine Umschuldung ist die Rückzahlung eines Kredites durch Aufnahme eines neuen Kredites, 

in der Regel bei einem anderen Kreditgeber; Wesensmerkmal ist der Abschluss eines neuen 

Kreditvertrages. 

 

 



 - 312 - 

§ 9 

Anforderungen 

 

(1) Auf Umschuldungen finden § 3 Abs. 3 sowie die §§ 4 bis 7 entsprechende 

Anwendung. 

 

(2) Durch Umschuldungen darf die Kreditlaufzeit nicht künstlich verlängert werden, 

soweit nicht besondere Gründe vorliegen, die eine Ausnahme rechtfertigen. 

 

 

III. Zuständigkeit – Inkrafttreten 
 

§ 10 

Zuständigkeit 

 

Die Zuständigkeit für die Aufnahme von Krediten im Sinne dieser Richtlinie liegt beim 

Bürgermeister. 

 

 

§ 11 

Inkrafttreten 

 

Diese Richtlinie tritt am 01.08.2011 in Kraft. 

 

 

Büddenstedt, den 13.07.11 

 

 

Gemeinde Büddenstedt  (L.S.) 

Der Bürgermeister 

 

gez. Frank Neddermeier 

 

 

 

 

 
ABl-Nr. 29 vom 20.07.2011 
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133.  Bekanntmachung der 

1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der 

Krippe, der Kindertagesstätten und des Hortes in der Gemeinde Lehre 
 

Aufgrund der §§ 6,8 und 83 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) in den jeweils 
geltenden Fassungen hat der Rat der Gemeinde Lehre in seiner Sitzung am 30. Juni 2011 die 
folgende 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung 
der Krippe, der Kindertagesstätten und des Hortes in der Gemeinde Lehre vom 01.August 2010 
(Amtsblatt für den Landkreis Helmstedt, Nr. 18 vom 29.04.2010) beschlossen:  
  
 

Artikel I  

 
Anlage 1 erhält die aus der Anlage ersichtliche Fassung.  
 
 

Artikel II  

 
Diese 1. Änderungssatzung tritt zum 01. August 2011 in Kraft.  

 
 
 

Lehre, 18. Juli 2011  
Der Bürgermeister  

 
gez.  

 
Westphal  

 
 
 
ABl-Nr. 29 vom 20.07.2011 
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134. Bekanntmachung der 

 
1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Aufnahme, Unterbringung und Betreuung 

von Kindern in Krippen, Kindertagesstätten und dem Hort der Gemeinde Lehre  

 

Aufgrund der §§ 6, 40 und 83 Abs. 1 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) in den jeweils 

geltenden Fassungen hat der Rat der Gemeinde Lehre in seiner Sitzung am 30. Juni 2011 die 

folgende 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Aufnahme, Unterbringung und Betreuung von 

Kindern in Krippen, Kindertagesstätten und dem Hort der Gemeinde Lehre (Amtsblatt für den 

Landkreis Helmstedt, Nr. 18 vom 29.04.2010) beschlossen:  
 

Artikel I  

 
1. § 3 erhält die folgende Fassung:  

 
(1)    Die Anmeldung eines Kindes erfolgt nach schriftlichem Antrag des/der Erziehungsberechtigten 

unter Verwendung des von der Gemeinde vorbereiteten Vordrucks zum 01. oder 15. eines jeden 

Monats. Die Anmeldung erfolgt verbindlich für die Dauer von 6 Monaten. Erst danach ist eine 

Abmeldung möglich. In begründeten Fällen sind Ausnahmen zulässig. Krippenplätze werden 

ausschließlich ganztags vergeben.  

 

(2)    Die Anmeldung erfolgt durch die Kindertagesstättenleitung, die Plätze werden ausschließlich 

durch die jeweilige Kindertagesstättenleitung vergeben. Ist in der gewünschten Einrichtung kein Platz 

vorhanden, führt die jeweilige Kindertagesstättenleitung eine Liste. Diese wird nach den Kriterien zur 

Vergabe von Kindergartenplätzen am Wohnort  und den Kriterien zur Vergabe von Krippenplätzen 

geführt. Absagen werden durch die Gemeinde Lehre erteilt.  

 

(3)    Das Kindergarten beginnt am 01.08. eines jeden Jahres und endet am 31.07. des Folgejahres.  
 
(4)    Das Anmeldeverfahren der Gemeinde Lehre beginnt am 01.10. eines jeden Jahres und endet 

am 31.12. eines jeden Jahres vor dem neuen Kindergartenjahr.  

 

2. § 9 wird wie folgt geändert:  
 

2.1 Absatz 2 erhält die folgende Fassung:  

(2)    Die Kindertagesstätten Flechtorf und Lehre werden ab 2008, zunächst versuchsweise ganzjährig 

geöffnet bleiben. Hierzu wird eine Reduzierung der Gruppen mit Mindestpersonalbesetzung in den 

Ferienzeiten erfolgen. Die Kindertagesstätten Flechtorf und Lehre werden eine Abfrage in der 

Elternschaft durchführen, für wie viele Kinder in den Ferienzeiten eine Betreuung unbedingt notwendig 

ist. Grundsätzlich sind die Kinder in den Sommerferien für die Dauer von 3 Wochen durch die 

Erziehungsberechtigten selbst zu betreuen.  

Werden weniger als 5 Kinder für eine Betreuung während der Ferienzeit angemeldet, werden die 

angemeldeten Kinder in geöffneten Kindertagesstätteneinrichtungen betreut. Das gilt nicht für den 

Ferienhort.  
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2.2 Absatz 6 erhält die folgende Fassung:  

(6)      In den Kindertagesstätten Essenrode, Flechtorf, Lehre, Hort Lehre und Wendhausen wird ein 

Mittagessen angeboten. Die Teilnahme am Mittagessen ist freiwillig. Erfolgt eine Anmeldung zum 

Mittagessen, gilt diese grundsätzlich bindend bis zur Abmeldung. Eine Abmeldung des Mittagessens 

ist nur zum Ende eines jeden Monats möglich. Die Buchung des Mittagessens für einen halben Monat 

ist möglich. Für die Kindertagesstätte Flechtorf gelten die vom Förderverein der Kindertagesstätte 

Flechtorf festgelegten Teilnahmebedingungen und Richtlinien.  

Das Mittagessen wird monatlich pauschal durch die Verwaltung mit 20 Tagen abgerechnet. Das 

Essengeld ist bis zum 5. eines Monats im Voraus zu entrichten. Der aktuelle Preis für ein Mittagessen 

richtet sich nach dem tatsächlichen Angebot des Anbieters und ist in der jeweiligen Kindertagesstätte 

zu erfragen.  

 

2.3 Absatz 7 erhält die folgende Fassung:  

(7)    Der Hort Lehre hat während der Ferien durchgehend geöffnet mit Ausnahme der 3 Wochen in 

den Sommerferien. Sollten weniger als 5 Kinder den Hort Lehre während der Ferienzeit besuchen, 

wird dieser mit den Horteinrichtungen in den Kindertagesstätten Flechtorf und Essenrode 

zusammengelegt.  

 
 

Artikel II  

 

Diese Satzung tritt zum 01. August 2011 in Kraft.  
 
 
 

Lehre, 30. Juli 2011 

Der Bürgermeister  
 

gez.  
 

Westphal  
 
 
ABl-Nr. 29 vom 20.07.2011 
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135. 

 
Bekanntmachung der

1. Satzung zur Änderung der

··Satzung über die Straßenreinigung der Stadt Königslutter am Elm·
vom 02.12.2010

Aufgrund der §§ 6, 8 und 40 der Niedersächsischen Gemeindeordnung vom 22.08.1982
(Nds. GVBI. S. 230) in Verbindung mit § 52 des Niedersächsischen Straßengesetzes vom
24.09.1980 (GVBI. S. 360), jeweils in den zurzeit geltenden Fassungen, hat der Rat der
Stadt Königslutter am Elm in seiner Sitzung am 30.06.2011 folgende 1. Satzung zur Ände­
rung der Satzung über die Straßenreinigung der Stadt Königslutter am Elm vom 02.12.2010
beschlossen.

Artikel I

Mit dieser Änderungssatzung werden die Straßenverzeichnisse (Anlagen 1 und 2 zur Sat­
zung) neu gefasst

Artikel 11

Die Änderungssatzung tritt am Tage nach der Veröffentlichung im Amtsblatt des Landkreises
Helmstedt in Kraft.

Königslutter am Elm, 30.06.2011

Der Bürgermeister

gez Lippel!

(Lippelt)

(L S.)
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136. 
 

Bekanntmachung der
1. Satzung zur Änderung

der

Gebührensatzung

für die Straßenreinigung

in der Stadt Königslutter am Elm

(Straßenreinigungsgebührensatzung)

Aufgrund der §§ 6 und 83 der Nieders. Gemeindeordnung (NGO) vom 28.10.2006 (Nds.
GVBI. S. 473), des § 52 des Nieders. Straßengesetzes (NStrG) vom 24.09.1980 (Nds.GVBI.
S.359) und des § 5 des Nieders. Kommunalabgabengesetzes (NKAG) 23. 01.2007 S.41), in
den jeweils geltenden Fassungen hat der Rat der Stadt Königslutter am Elm in seiner Sit­
zung am 30.06.2011 folgende Änderung der Straßenreinigungsgebührensatzung vom
02.12.2010 beschlossen:

Artikel I

§ 2 erhält folgende Fassung:

§2

Gebührenpflichtige

(1) Gebührenpflichtig sind die Eigentümer der Grundstücke, die an den im Straßenver­
zeichnis (Anlagen 1 und 2 zur Straßenreinigungssatzung) aufgeführten Straßen anlie­
gen (Anlieger) bzw. die übrigen, die von diesen erschlossen werden (Hinterlieger).
Dies gilt auch, wenn das Grundstück durch einen Graben, einen Grünstreifen, eine
dem öffentlichen Verkehr gewidmete Grünfläche, eine Mauer, eine Böschung oder in
ähnlicher Weise von der Straße getrennt ist.

Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet oder besteht ein dingliches Nut­
zungsrecht, ist anstelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte ( § 1012 BGB, § 1 Er­
baurechtsverordnung) der Nießbraucher (§ 1030 BGB), der Wohnungsberechtigte ( §
1093) oder der Dauerwohn- bzw. Dauernutzungsberechtigten (§ 31 WEG) gebühren­
pflichtig.

(2) Beim Wechsel des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit
Beginn des auf den Übergang folgenden Kalendermonats auf den neuen Verpflichte­
ten über.

(3) Mehrere Gebührenpflichtige sind Gesamtschuldner.
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